
SATZUNG

der Gemeinde Bel'nsdorf über die Aufrechtel'haltung der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit im Gebiet der Gemeinde Bernsdorf

Aufgnmd des * 4 der Gemeindeordmmg fiir den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 21.April1993
(SächsGVBl. S. 301) in der Fassung der Bekanntmachlmg vom 14. Juni 1999 (SächsGVBl. S. 345) hat der
Gemeinderat der Gemeinde Bemsdorf am 13.11.00 nachstehende Satzung beschlossen:

~ 1 Begriffsbestimmungen
(1)
ÖITenUiche Slrußen sind alle SlIaßen, Wege wul
Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind
oder auf denen ein tatsächlicher öffentlicher
Verkehr stattfindet.
(2)
Gehwege sind die fw- Fußgiinger ausdrücklich
bestimmten 'I'eile der Straße, ohne Rücksicht auf
ihren Ausbauzustand und auf die Breite der Straße
sowie räumlich von einer Fahrbahn getrennte
selbständige Fußwege. Als Gehwege gelten auch
geIIJeinsl1IIIt:Geh- wu1 Radwege nach S 41 Abs. 2
StVO. Soweit in Fußgängerzonen (Zeichen 242
StVO) und in verkehrsberuhigten Bereichen
(Zeichen 325 StVO) Gehwege nicht vorhanden
sind, gilt als Gehweg ein Streifen von 1,5 m Breite
entlang der Grundsrucksgrenze.
(3)
Grün- und Erholungsanlagen sind allgemein
zugängliche, gärtnerisch gestaltete Anlagen, die der
Erholung der Bevölkerung oder der Gestaltung des
Orts- wld Landschaftsbildes dienen. Dazu gehören
auch Verkehrsgrünanlagen und allgemein
zugängliche Kinderspielplätze sowie Gewässer mit
ihren Ufern und Röschlmgen.
(4)
Weitere Anlagen im SiJUledieser Satzung siJld alle
der Allgemeinheit zur Verfügung stehenden
Ruhebänke, Toiletten-, Sport-und
Spieleimichhmgen, Wetterschut7.einrichhmgen u.ä.
sowie Denkmäler, Kunstgegenstände, Standbilder,
Plastiken, Anschlagtafeln, BeleuchtIDtgs-, Ver- wld
Entsorgungseinrichtungen, Katastrophenschutz-
und Baustelleneinrichtungen sowie Ge- und
VerbotJ'\schilder und J .icht7.eichenanlagen.

~ 2 Verhalten auf Verkehrsßächen
und in Anlagen

(1)
AufVerkdusilächen wld in Anlagen hl1l sich jeder
so rücksichtsvoll zu verhalten, daß andere nicht
gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den
Umständen lIDvermeidbar behindert oder belästigt
werden. Sie dürfen nur ihrer Zweckbestimmung
enlsprechend genulzl werden, vorübergehende
Nutzungseinschränkungen sind ZU beachten.

(2)
Es ist untersagt
a) in den Anlagen und an Verkehrsflächen

wlbefugt Pflanzen aus dem Boden zu
entfernen, zu beschädigen oder Teile davon
abzuschneiden, abzubrechen umzuknicken oder
sonstwie 7.1lverändern;

b) in den Anlagen und auf Verkehrs flächen
wlbefugt Bänke, Tische, EiJ'lfriedwtgen,
Spielgeräte, Verkehrszeichen, Straßen- und
Hinweisschilder und andere Einrichtungen zu
entfernen, zu versef7.en, zu beschädigen, zu
beschmutzen, zu bemalen oder zu besprühen,
zu bekleben oder anders als
bestimmungsgemäß zu nutzen;

c) Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur
Sichemng von Verkehrsflächen und Anlagen
unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu
verändern sowie Sperrvorrichtungen zu
überwinden;

d) gewerbliche, erlaubnispflichtige Betätigungen
vor öffentlichen C'Tebällden,insbesondere vor
Kirchen, Schillen und
Kindertageseinrichtungen sowie Friedhöfen im
Bereich von Ein- und Ausgängen ohne
ausdrückliche behördliche Erlaubnis
auszuüben;

e) Verkehrs flächen und Anlagen zu
verunreinigen, insbesondere durch

das Wegwerfen und Zurücklassen von
Unrat, Lebensmittelresten,
Zigarettenkippen, Papier, Glas,
sonstiger Verpackungsmaterialien sowie
von scharfkantigen, spitzen, gleitfähigen
oder anderweitig gefährlichen
Gegenständen
das Ausschütten jeglicher Schmutz- und
Abwässer
das Ablassen lIDd die Einleitung von
Säuren, Öl, Laugen oder sonstigen
gefährlichen bzw. umweltschädigenden
flüssigen oder schlammigen Stoffen

t) stehende I fließendeGewässer zu verunreinigen
oder darin zu fischen oder zu baden

g) Schieß-, Wurf- oder Schleudergeräte zu
benutzen

h) fußwege zu befahren und Fahrzeuge
abzustellen; ausgenommen sind fahrbare



Krankenstühle, KindelWagen und Faluräder
sowie Kindertäluzeuge~

i) in den Anlagen Wolmwagen,. Zelte,
Verkaufswagen u.dgl. olme ausdrückliche
behördliche Erlaubnis ab- oder aufzustellen~

j) in den Anlagen und auf Verkehrs flächen ohne
ausdrückliche behördliche Erlaubnis
Gegenstände längere Zeit abzustellen oder
Materialien abzulagern.

~ 3 Papierkörbe / Abfallbehälter /
Sammelcontainer

(1)
Im Haushalt anfallender Müll darf nicht in
Papierkörbe / Abfallbehälter gefiillt werden, die auf
Verkehrstlächen oder in Anlagen aufgestellt sind.
(2)
Sarnmelcontainer (Altglas, Altpapier etc.) dürfen
nur mit den dem Sammelzweck entsprechenden
Materialien geBillt werden. Das Abstellen solcher
und anderer Materialien neben den Containern ist
unzulässig.

~ 4 öffentliche Brunnen / Wasserspiele
Es ist verboten,. öffentliche Brunnen / Wasserspiele
zu beschmutzen, zu manipulieren sowie das Wasser
zu verunreinigen.

~ 5 Verkaufvon Lehensmitteln
im Freien

Werden Speisen und Getränke zum Vem:hr an Ort
und Stelle angeboten bzw. verabreicht, haben die
Anbieter geeignete Behälter flir Speisereste und
Abfalle bereitzustellen. Sie sind darüber hinaus
verpflichtet, Rückstände, Abfalle u.dgl. in einem
Umkreis von ca. 30 m zu beseitigen.

~ 6 Belästigung durch
Ausdünstungen u.ä.

(1)
Übelriechende Gegenstände und Stoffe dürfen in
unmittelbarer Nähe von Wohngebäuden nicht
gelagert oder verarbeitet werden, wenn dadurch
Dritte möglicheIWeise in ihrer Gesundheit
gefährdet oder geschädigt werden können oder
erheblich belästigt werden.
(2)
Tmuspurl b:t.w. Beförderwlg sulcher Gegenswnue /
Stofte haben so 211 erfolgen, daß Dritte nicht mehr
als unumgänglich notwendig belästigt werden.

~ 7 Kinderspielplätze
(1)
Die Spielgeräte auf den öffentlichen
Kinderspielplä1zen dürfen ausschließlich von
Kindern bis 14 Jahren benutzt werden. Der
Aufenthalt auf den Plätzen und die Benutzung der
Spielgeräte erfolgt auf eigene uefahr.
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(2)
Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist nur
tagsüber bis zum Einbruch der Dunkelheit erlaubt.
(3)
Die Benutzung von Schieß-, Wurf- oder
Schleudergeräten sowie das Fußballspielen sind auf
den Kinderspielplätzen untersagt, es sei denn, daß
besondere Flächen ausgewiesen sind, auf denen es
ausdrücklich erlaubt ist.

~ 8 Öffentliche Einrichtungen
Hydranten, Straßenrinnen, Tageswassereinläufe,
Kanäle u. dgl. dürfen nicht verdeckt, verstellt oder
sonstwie in ihrer Gcbrauchsfiihigkeit eingeschränkt
werden.

~ 9 Schutzvorkehrungen
(1)
Schneeüberhänge sowie Eiszapfen an Gebäuden,.
insbesondere an Dachrinnen, sind, wenn Dritte
oder Sachen sowie der fließende oder ruhende
Verkehr durch ihr Herabstürzen gefährdet werden
könnten, von den jeweiligen Eigentümern oder
sonstigen dinglich Berechtigten umgehend zu
entfernen.
(2)
Blumentöpfe und -kästen sind gegen Herabstürzen
angemessen zu sichern, insbesondere dann, wenn
Dritte oder Sachen sowie der fließende oder
ruhende Verkehr durch ihr Herabstürzen gefährdet
werden könnten.

~ 10 Verbrennung organischer
Materialien

Die Verbrennung von Laub und Pflanzen sowie das
Abbrennen von Wiesen und Rainen sind
grundsätzlich verboten.

~ 11 Ruhezeiten
(1)
Als Ruhezeiten gelten folgende Zeiten:

werktags von 20.00 - 22.00 Uhr
Sonn- und Feiertage ganztägig

(2)
Während der Ruhezeiten sind alle Tatigkeiten
untersagt, die mit besonderer Lärmentwicklung
verbunden und daher geeignet sind, die Ruhe
Dritter 7.U stören.
Solche Tätigkeiten sind u.a.

der Betrieb von Geräten mit
Verbrennungsmotoren
der Betrieb von Rasenmähern
der Betrieb von Laubsaugern
der Betrieb von Häcy.slern
das Ausklopfen von Teppichen, Matratzen,
Kleidern u.ä.
Holzspalten, Hämmern, Bohren, Sägen,
Schleifen,. Fräsen u.ä. sowie der Betrieb
dafur erforderlicher Elektrogeräte.



(3)
Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher,
Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente sowie
andere mechanische oder elektro-al.:ustische Geräte
zur Lautcrzcugung dürfen während der Ruhezeiten
nur so benutzt werden, daß Dritte nicht erheblich
belästigt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die
Geräte oder Instrumente bei offenen Fenstern /
Türen, auf offenen Balkonen, im Freien oder in
Kraftfahrzeugen betrieben oder gespielt werden.
(4)
Abs. 2 gilt nicht bei landwirtschaftlichen
Tätigkeiten sowie Maßnahmen zur Abwendung von
Gefahren.
Abs. 3 gilt nicht bei Umzügen, Kundgebungen,
Märkle::n,Messen wld sunsLigen VeransLa1lwlgen,
fiir die eine behördliche Erlaubnis vorliegt.

~ 12 Ausnahmen
Entsteht fiir den Betroffenen eine unzwnutbare
Härte, so kann die Gemeinde Ausnahmen von den
Vorschriften dieser satzWlg zulassen, sofern keine
überwiegenden öffentlichen Interessen
entgegenstehen.

~ 13 Ordnungswidrigkeiten
(l)
Ordnungswidrig harldelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
a) sich entgegen * 2 Abs. I aufVerkehrsßächen

und in Anlagen verhält bzw. diese nutzt;
b) gegen die Verbote des ~ 2 Abs. 2 verstößt
c) entgegen ~ 3 Abs. 1 Müll einflillt;
d) entgegen * 3 Abs. 2 flillt oder Materialien

neben den Containern abstellt;
e) entgegen ~ 4 Brunnen / Wasserspieie

beschmutzt oder manipuliert oder das Wasser
verunreinigt;

f) entgegen S 5 keine geeigneten Behälter
autstellt und Abtälle / Rückstände nicht im
Umkreis von ca. 30 m beseitigt;

g) entgegen * 6 übel riechende Gegenstände /
Stoffe lagert, verarbeitet oder befOrdcrt;

h) entgegen S 7 Kinderspielplätze nutzt oder sich
dort authält;

i) entgegen S 8 öffentliche Einrichtungen in ihrer
Gebrauchsfiihigkeit einschränkt;

j) entgegen * 9 Schneeüberhänge / Eiszapfen
nichl enLfeml wld Blwnenkäslen wld -lüpfe
nicht sichert;

k) entgegen * 10 organische Materialien
verbrennt / Wiesen und Raine abbrennt~

1) entgegen ~ 11 während der Ruhezeiten
T<iLigkeiLenau.sübl, die geeignel sind, die Ruhe
Dritter zu stören bzw. Rundfunk- und
Fernsehgeräte, Lautsprecher,
Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente sowie
andere mechanische oder elektro-akustische
Geräle so benuLzL,daß Drille erheblich
belästigt werden.
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(2)
Abs. 1 gilt nicht, wenn Ausnahmen gern. * 12
erteilt wurden oder erforderliche behördliche
Genehmigungen vorliegen.
(3)
Ordnungswidrigkeiten können nach S 17 des
Ordnungswidrigkeitengesetzes mit einer Geldbuße
von mindestens 10,00 DM und höchstens 2.000,00
DM und bei fahrlässigen Zuwiderhandlungen mit
höchstens 1.000,00 DM geahndet werden.

~ 14 Inkrafttreten
Diese SatzWlg tritt am Tag nach ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die "SatzWlg über
Aufrechterhaltung der ötlentlichen Ordnung und
Sicherheit im Gebiet der Gemeinde Bernsdorf" vom
17.02.1992 außer Kraft.

Hinweis:
Gemäß * 4 Absatz 4 SächsGemO gelten satzWlgen,
die unter VerletzWlg von Verfahrens- oder
Formfehlern zustandegekommen sind, ein Jahr nach
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig
zustarldegekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der SatzWlg nicht oder

fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der

SaLzwlgen, die Genehmigwlg oder die
Bekanntmachung der SatzWlg verletzt worden
sind,

3. der Bürgermeister dem Beschluß nach * 52
Absatz 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen haI,

4. Vor Ablauf der im Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluß

beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder

Fonuvorscluill gegenüber uer Gemeinde
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der
die VerletzWlg begfÜflden son.
schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine VerletzWlg nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend
gemachl worden, so kaml auch nach
Ablauf der in * 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGemO
genannten Frist, jedermann diese VerletzWlg
geltend machen.

BernsdoTt: den 13.11.2000

~(
('Temeincie Rem!'iciorf
Bürgermeister
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